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bungen (§ 4 Abs 3 SDG) auch eine Befassung des Asyl-
gerichtshofs empfehlen. Dieser wird häufig bereits über Er-
fahrungen mit als Sachverständige in Betracht kommenden
Personen verfügen; auch liegen dort bereits konkrete Bei-
spiele für „Anforderungsprofile“ an länderkundige Sachver-
ständige vor bzw wurden die Qualifikationen bereits beige-
zogener Sachverständiger evident gehalten.

Die Befassung des Asylgerichtshofs wird sich auch inso-
weit empfehlen bzw notwendig sein, als die nach § 2 Abs 2
Z 1 lit b SDG als Eintragungsvoraussetzung vorgesehene
mehrjährige, möglichst berufliche Tätigkeit in verantwortli-
cher Stellung auf dem bestimmten oder verwandten Fach-
gebiet unmittelbar vor der Eintragung auch durch die wie-
derholte Tätigkeit als Sachverständiger in Asylverfahren
über den geforderten Zeitraum erfüllt werden wird können. 

Da die Erweiterung der Nomenklatur um die Fachgruppe
„Länderkunde (insbesondere Menschenrechte)“ nicht zu-
letzt auch mit Blickrichtung auf die Verfahren vor dem Asyl-
gerichtshof erfolgt, ist darauf auch bei den vom Bewerber
nachzuweisenden Kenntnissen Bedacht zu nehmen. Dies
betrifft insbesondere die nach § 2 Abs 2 Z 1 lit a SDG nach-
zuweisenden Kenntnisse über die wichtigsten Vorschriften
des Verfahrensrechts; hier werden im Rahmen der Zertifi-
zierung auch Kenntnisse des Verwaltungsverfahrensrechts
abzufragen sein. 

In der Fachgruppe „Länderkunde (insbesondere Men-
schenrechte)“ werden folgende Fachgebiete eingeführt:

● Afghanistan 

● Bangladesh 

● China 

● Indien, Pakistan 

● Mongolei 

● Serbien, Montenegro, Kosovo 

● Türkei 

● Westafrika 

● Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion 

● amerikanische Staaten 

● andere europäische Staaten 

● andere afrikanische Staaten 

● andere asiatische Staaten 

Mit der Festlegung von „Auffangtatbeständen“ unter Be-
zugnahme auf einen bestimmten Kontinent („amerikani-
sche Staaten“, „andere europäische Staaten“ usw) soll si-
chergestellt werden, dass auch auf künftige, derzeit noch
nicht abschätzbare demographische Entwicklungen (und
einem damit einhergehenden entsprechenden Bedarf an
Sachverständigen) reagiert werden kann. Soweit ein Sach-
verständiger für eines dieser Fachgebiete eingetragen wird,
hat dies jedenfalls mit einer entsprechenden Beschränkung
(„nur für ...“) zu erfolgen; Entsprechendes gilt jedenfalls
auch für das Fachgebiet „Nachfolgestaaten der ehemaligen
Sowjetunion“. 

Dieser Erlass tritt mit 1. April 2010 in Wirksamkeit und ist für
alle ab diesem Zeitpunkt vorzunehmenden Eintragungen in
der Gerichtssachverständigenliste – unabhängig vom Da-
tum allfälliger Antragstellungen – anzuwenden. 

Erlass des BMJ vom 21. 12. 2009, BMJ-B11.851/009-I 6/2009,
über die Verlängerung der Provisorialvereinbarung des BMJ
mit der Stadt Wien vom 17. 12. 2007 über die
 Obduktionsmöglichkeiten in Spitälern der Stadt Wien
Mit an den Hauptverband der allgemein beeideten und
 gerichtlich zertifizierten Sachverständigen Österreichs
 ergangenem Schreiben vom 17. Dezember 2007, 
BMJ-B11.851/0004-l 6I2007 (vgl SV 2008/1, 42), hat das
Bundesministerium für Justiz im Zusammenhang mit der
Einstellung des Obduktionsbetriebs am Department für Ge-
richtliche Medizin ab 1. Jänner 2008 vom Abschluss einer
Provisorialvereinbarung mit der Stadt Wien über die Ob-
duktionsmöglichkeiten in Spitälern der Stadt Wien berichtet.
Mit dieser Vereinbarung wurde sichergestellt, dass ge-
richtsmedizinische Sachverständige auf der Grundlage von
Einzelverträgen Obduktionen im Sozialmedizinischen Zen-
trum Süd – Kaiser-Franz-Josef-Spital, im Sozialmedizini-

schen Zentrum Ost – Donauspital, in der Krankenanstalt
Rudolfstiftung und im Krankenhaus Hietzing mit neurologi-
schem Zentrum Rosenhügel vornehmen können. Zu nähe-
ren Einzelheiten darf zur Vermeidung von Wiederholungen
auf das genannte Schreiben des Bundesministeriums für
Justiz verwiesen werden. 

Diese an sich mit 31. Dezember 2009 befristete Vereinba-
rung wurde nunmehr einvernehmlich bis längstens 31. De-
zember 2010 verlängert. Das Bundesministerium für Justiz
ersucht, alle betroffenen Gerichtssachverständigen von die-
sem Umstand zu informieren.

Entscheidungen und Erkenntnisse
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